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14. 07. 86 


Sachgebiet 707 


Antrag 

der Abgeordneten Roth, Dr. Jens, Bernrath, Dr. Ehrenberg, Dr. Hauchler, Ibrügger, 
Frau Dr. Martiny-Glotz, Dr. Mitzscherling, Müller (Schweinfurt), Rapp (Göppingen), 
Reuschenbach, Stahl (Kempen), Wolfram (Recklinghausen), Dr. Vogel und der 
Fraktion der SPD 


Novellierung des Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes zur Verbesserung 
der gesamtwirtschaftlichen Nachfragesteuerung unter Berücksichtigung 
ökologischer Ziele 


Der Bundestag wolle beschließen; 


I. 


Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Seit Beginn der 80er Jahre wird in der Bundesrepublik Deutsch- 
land eine einseitig angebotsorientierte Wirtschaftspolitik prakti- 
ziert. Inzwischen kann nachgewiesen werden, daß diese Politik 
ungeeignet ist, die Gesamtheit der im Stabilitäts- und Wachstums- 
gesetz (StWG) genannten Ziele zu erreichen. Die seit Jahren 
unverändert hohe Massenarbeitslosigkeit zeigt, daß das Ziel eines 
hohen Beschäftigungsstands verfehlt wurde. Auch ein außenwirt- 
schaftliches Gleichgewicht ist nicht gegeben. Wenn zur Zeit die 
Preisstabilität erreicht wird, ist dies zu einem wesentlichen Teil 
auf die ölpreis- und Wechselkursentwicklung zurückzuführen, 
die nicht das Ergebnis dieser Wirtschaftspolitik sind. Berücksich- 
tigt man die als sicher anzunehmenden konjunkturellen Ein- 
brüche der nachfolgenden Abschwungphase, so ergibt sich über 
den Zyklus eine durchschnittliche Wachstumsrate, die zur 
Bekämpfung der Massenarbeitslosigkeit in keinerlei Hinsicht aus- 
reicht. 

Darüber hinaus ist der Wachstumsbegriff gegenwärtig ausschließ- 
lich quantitativ definiert. Er hat keine Aussagekraft hinsichtlich 
der gesellschaftlichen Kosten aus Umweltbelastung und Ver- 
brauch nicht emeuerbarer natürlicher Ressourcen. Der Zielbegriff 
des stetigen und angemessenen Wachstums sollte deshalb künftig 
an qualitative Kriterien geknüpft werden. 

Die Hoffnung, daß allein die Verbesserung der Ertragslage der 
Unternehmen zu einer ausreichend starken Wiederbelebung der 
Wirtschaft führen würde, hat getrogen. Inzwischen hat es erheb- 
liche Steuererleichterungen für die deutschen Unternehmen 
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gegeben. Die Verteilung der Einkommen hat sich einseitig ent- 
wickelt. Während die Einkommen aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen zum Teil zweistellige Zuwachsraten aufwiesen, hatten 
die Arbeitnehmer in einigen Jahren sogar reale Einkommensein- 
bußen hinzunehmen. Trotzdem ist die Investitionstätigkeit viel zu 
spät und in weiten Bereichen viel zu schwach vorangekommen. 
Dringend benötigte neue Arbeitsplätze wurden nur in unzu- 
reichender Zahl geschaffen. 

Offensichtlich kommt es eben nicht nur auf die einzelwirtschaft- 
lichen Rahmenbedingungen an. Auch die gesamtwirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen müssen richtig sein. Die einseitige Ange- 
botspolitik ist nicht in der Lage, dies sicherzustellen. Die Erfah- 
rungen der letzten zwei Jahrzehnte sprechen dafür, erneut an den 
Grundgedanken des Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes anzu- 
knüpfen, das in den letzten Jahren nicht mehr ernsthaft angewen- 
det wurde. Allerdings muß dieses Gesetz den geänderten welt- 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen angepaßt werden. Außer- 
dem müssen die Erfahrungen, die mit seiner Anwendung gemacht 
worden sind, berücksichtigt werden. 

Bisher jedenfalls sind die Erfolge der dem Stabilitätsgesetz ent- 
sprechenden Globalpolitik denen der Angebotspolitik weit über- 
legen. Mit den vielfältigen Instrumenten dieser Politik hat die 
Bundesregierung zum Beispiel in der Zeit von 1967 bis 1972 
gravierende Fehlentwicklungen im Wirtschaftsablauf erfolgreich 
korrigiert. 

In den folgenden Jahren veränderten sich die weltwirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen durch den Zerfall des Währungssystems der 
festen Wechselkurse. Dazu kamen zwei Ölpreisexplosionen und 
anhaltende Rohstoffkrisen, die Verschuldungsproblematik der 
Entwicklungsländer sowie die Internationalisierung der Finanz- 
märkte in großem Ausmaß. Für die Anwendung des Stabilitätsge- 
setzes in einer derartigen Situation gab es keine Erfahrung. Bei 
der Anwendung des Stabilitätsgesetzes in dieser neuen Situation 
wurden Fehler gemacht. Zeitliche Verzögerungen, die oft büro- 
kratisch bedingt waren, führten dazu, daß antizyklisch gedachte 
Maßnahmen prozyklisch wirkten. Die Wirkung zusätzlicher Kon- 
junkturprogramme wurde durch Einsparungen in den Kernhaus- 
halten kompensiert. Finanz- und Geldpolitik arbeiteten immer 
wieder gegeneinander, was zur Aufhebung der jeweilig beabsich- 
tigten Wirkung führte. Die globale Nachfragesteuerung und ihre 
Instrumente wurden dadurch diskreditiert. Dessenungeachtet ist 
festzuhalten, daß die Beschäftigungszunahme in der zweiten 
Hälfte der 70er Jahre, die 1,5 Millionen Personen betrug, deutlich 
größer ist als die Beschäftigungsentwicklimg in der bisherigen 
Erholungsphase, obwohl die Ausgangsbedingungen in den letz- 
ten Jahren weitaus besser waren. 

Aus diesen wechselhaften Erfahrungen mit der Anwendung der 
globalen Nachfragesteuerung güt es, die notwendigen Konse- 
quenzen zu ziehen. Wir glauben nicht an eine autonome Beseiti- 
gung konjunktureller Schwankungen in unserer marktwirtschaft- 
lichen Ordnung. Deshalb muß es nach wie vor das Ziel der 
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staatlichen Wirtschaftspolitik sein, die sich zyklisch vollziehenden 
Schwankungen um den Wachstumstrend zu dämpfen. Gerade die 
Erfahrungen, daß durch zeitliche Verzögerungen zwischen 
Beschluß und Wirksamwerden der Maßnahmen die Zyklik häufig 
noch verschärft wurde, muß zu einem Umdenken in Richtung 
Verstetigung der staatlichen Haushalts- und Finanzpolitik führen. 
Dabei geht es darum, staatliche Ausgabenströme zu verstetigen, 
und zwar imabhängig von den konjunkturbedingten Schwankun- 
gen der Einnahmeströme. An die Stelle einer Antizyklik durch 
Konjunkturprogramme tritt eine stetige Ausgabenpolitik, also 
eine „passive Antizyklik" in der die Schwankungen des Einnah- 
mestroms hingenommen werden und nicht zu Veränderungen des 
Ausgabenstroms führen. Eine derartige Entwicklung erlaubt 
einerseits eine Ausrichtung staatlicher Aktivitäten an den mittel- 
fristigen Notwendigkeiten, andererseits geht hiervon ein stabili- 
sierender Effekt auf die Konjunkturentwicklung aus. Sie führt 
nicht zu einer Erhöhung der Neuverschuldung. 

Besonders wichtig ist die bessere Abstimmung zwischen den 
verschiedenen Trägem der Globalsteuerung. Hierzu gehören 
neben den Trägem der Finanzpolitik auf Bundes-, Länder- und 
Gemeindeebene die unabhängige Deutsche Bundesbank und die 
unabhängigen Tarifparteien. Gerade wenn man ihre Unabhän- 
gigkeit erhalten will, ist es notwendig, sie auf alle Ziele des 
Stabilitätsgesetzes zu verpflichten und gemeinsame Wege nach 
einer möglichst guten Zielerreichung zu suchen. 

Wir verkennen nicht, daß der hohe Grad unserer weltwirtschaft- 
lichen Verflechtung die Wirksamkeit der nachfragepolitischen 
Instrumente mindern kann. Durch eine bessere internationale 
Abstimmung und Kooperation im Bereich der Wirtschafts- und 
Währungspolitik können außenwirtschaftliche Stömngen jedoch 
in Grenzen gehalten werden. 

Ziel der globalen Steuerung des Wirtschaftsablaufs ist nach § 1 
des Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes ein hoher Beschäf- 
tigungsstand, Stabilität des Preisniveaus und außenwirtschaft- 
liches Gleichgewicht bei stetigem und angemessenem Wirt- 
schaftswachstum. 

Die Erfahrungen, die mit einseitiger Angebotspolitik in den letz- 
ten Jahren gemacht wurden, zeigen, daß es ein Fehler war, das 
Verteilungsziel nicht ausdrücklich in den Zielkatalog des Stabili- 
tätsgesetzes aufzunehmen. 

Wir schlagen daher vor, im Stabilitätsgesetz das Verteüungsziel 
ausdrücklich aufzunehmen. 

Aufgrund steigender Umweltbelastungen durch unterschiedliche 
Ursachen kommt heute dem Schutz der natürlichen Lebensgrund- 
lagen der Menschen erhöhte Bedeutung zu. 

Notwendig ist ferner für eine Neuorientierung der Globalsteue- 
rung eine auf mittelfristige Verstetigung und Vorausschau gerich- 
tete Haushaltspolitik von Bund, Ländern und Gemeinden. Die 
Finanzpolitik des Bundes war in den vergangenen Jahren zu 
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wenig auf eine Steigerung privater und öffentlicher Investitions- 
tätigkeit ausgerichtet. 

Bei der von uns empfohlenen Neugestaltung bzw. Ergänzung der 
Globalsteuefung geht es somit um die mittelfristige Orientierung 
der Finanzpolitik und um eine verbesserte Anwendung der auf 
Verstetigung gerichteten Wirtschaftspolitik. 


IL 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, folgende Initiativen zu 
ergreifen: 

1. Einbeziehung des Schutzes der natürlichen Lebensgrundlagen 
des Menschen 

Das geltende Stabilitäts- und Wachstumsgesetz ist dahin 
gehend zu erweitern, daß die wirtschafts- und finanzpolitischen 
Maßnahmen von Bund und Ländern nicht nur zur Erreichung 
gesamtwirtschaftlicher Zielgrößen, sondern ebenfalls zum 
Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen des Menschen 
getroffen werden. 

2. Einbeziehung einer angemessenen Verteilung von Einkommen 
und Vermögen in den Zielkatalog des Stabilitätsgesetzes 

3. Mehrjährige Finanzplanung 

In Phasen hoher Arbeitslosigkeit und unausgenutzter Kapazi- 
täten hat die Bundesregierung auch für eine Umstrukturierung 
der öffentlichen Ausgaben und Einnahmen Sorge zu tragen, 
zugunsten von mehr Beschäftigung und qualifiziertem 
Wachstum. 

4. Mehrjährige Investitionsprogramme 

Als Grundlage für die Finanzplanung sollen in Zukunft Bund, 
Länder und Gemeinden mehrjährige Investitionsprogramme 
aufstellen. 

5. Verstetigung der Ausgabenströme bei Etataufstellung 

Stärker als bisher ist bei der Etataufstellung bei Bund, Ländern 
und Gemeinden die jeweilige Wirtschafts- und Beschäftigungs- 
lage zu beachten. Hohe Arbeitslosigkeit und schwaches Wirt- 
schaftswachstum erfordern zusätzliche öffentliche Investitio- 
nen; eine die volkswirtschaftliche Leistungsfähigkeit überstei- 
gende Nachfrageausweitung muß zum Abbau von Haushalts- 
krediten genutzt werden. Verstetigung der Ausgabenpoütik 
sollte für alle Gebietskörperschaften eine verbindliche Richt- 
linie sein. 

6. Befristung von Subventionen und Subventionsbericht 

Subventionen sind grundsätzlich nur zeitlich befristet zu 
gewähren. Ihre Neubewilligung ist vom Begünstigten zu bean- 
tragen und zu begründen. 

Die Länder legen analog zum Bund einen entsprechenden 
Subventionsbericht vor. 
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Zum wirksamen Abbau von Subventionen wird eine Experten- 
kommission eingesetzt. Sie setzt sich zusammen aus drei Mit- 
gliedern, die auf Vorschlag des Bundestages und zwei Mitglie- 
dern, die auf Vorschlag des Bundesrates berufen werden. Diese 
Kommission unterbreitet alle zwei Jahre in einem Bericht Vor- 
schläge über Subventionen, auf die aus gesamtwirtschaftlicher 
Sicht ganz oder zum Teil verzichtet werden kann. 

7. Konjunktur- und wachstumsgerechte Haushaltswirtschaft 
der Gemeinden 

Gemeinden und Gemeindeverbände müssen stärker als bisher 
in die Lage versetzt werden, zur Verstetigung des Wirtschafts- 
ablaufs beitragen zu können. Dazu ist eine Neuordnung und 
eine Verbesserung der Gemeindefinanzierung notwendig 
sowie eine noch stärkere Ausrichtung der Zuweisungen der 
Länder an der finanziellen und ökonomischen Lage der einzel- 
nen Gemeinden. 

8. Konzertierte Aktion 

Die Konzertierte Aktion ist wiederzubeleben. Sie soll in neuer 
Form und begrenzter Zusammensetzung zweimal jährlich zur 
Abstimmung über die kurz- und mittelfristige Entwicklung der 
wirtschaftlich relevanten Eckwerte von der Bundesregierung 
einberufen werden. Insbesondere sollen Orientierungsdaten 
ermittelt werden, die zur Grundlage für die einkommenspoli- 
tischen Entscheidungen der Tarifparteien und der Deutschen 
Bundesbank gemacht werden können. 

9. Jahresarbeitsmarktbericht und Jahresumweltbericht 

Parallel zum Jahreswirtschaftsbericht soll die Bundesregierung 
einen Bericht über die Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt 
(Jahresarbeitsmarktbericht) vorlegen, der insbesondere die 
Probleme der Arbeitslosigkeit und die Chancen ihrer Bekämp- 
fung ausführlich darzulegen hat. 

Ein in der Mitte jeden Kalenderjahres von der Bundesregierung 
vorzulegender Jahresumweltbericht soll eine Stellungnahme 
zum Jahresgutachten des Sachverständigenrats Umwelt und 
eine Darlegung der für das laufende Jahr von der Bundesregie- 
rung angestrebten umweltpolitischen Standards (Jahresprojek- 
tion) enthalten. 


Bonn, den 14. Juli 1986 

Roth 

Dr. Jens 

Bemrath 

Dr. Ehrenberg 

Dr. Hauchler 

Ibrügger 

Frau Dr. Martiny-Glotz 


Dr. Mitzscherling 
Müller (Schwelnfurt) 

Rapp (Göppingen) 
Reuschenbach 
Stahl (Kempen) 

Wolfram (Recklinghausen) 
Dr. Vogel und Fraktion 
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Begründung 

Zu 1. 

Neben den klassischen wirtschaftspolitischen Zielen - hoher Be- 
schäftigungsstand, Preisstabilität, außenwirtschaftliches Gleich- 
gewicht und angemessenes Wachstum — hat für uns der Schutz 
der Umwelt gleichrangige Bedeutung. Notwendig ist es, die Bun- 
desrepublik Deutschland zu einer umweltfreundlichen Industrie- 
nation zu machen. Grundvoraussetzung dafür sind umweltpoliti- 
sche Vorgaben und vom Staat gesetzte eindeutige, langfristig 
zuverlässige Rahmenbedingungen. Nur in diesem Fall kann die 
Wirtschaft die erforderlichen Investitionen für technische Verbes- 
serungen mit kalkulierbaren Zeit- und Kostenplänen vornehmen. 
Der § 1 des StWG ist deshalb so zu ergänzen, daß die zu treffen- 
den wirtschafts- und finanzpolitischen Maßnahmen den Schutz 
der natürlichen Lebensgrundlagen der Menschen beachten. 

Zu 2. 

Die Erfahrungen der letzten Jahre haben gezeigt, daß eine Politik, 
welche die Verteilungsprobleme so vernachlässigt, wie dies in 
den letzten Jahren geschehen ist, den sozialen Grundkonsens 
verletzt. Dieser ist aber einer der wichtigsten Produktionsbedin- 
gungen der deutschen Volkswirtschaft. Seine leichtfertige 
Gefährdung muß durch gesetzliche Maßnahmen verhindert wer- 
den. Deswegen ist eine angemessene Einkommensverteilung 
gleichrangig in den Zielkatalog des Stabilitäts- und Wachstums- 
gesetzes aufzunehmen. 

Zu 3. 

Die mehrjährige Finanzplanung hat die Erwartungen bisher nicht 
erfüllt. Die wichtige Umstrukturierung öffentlicher Ausgaben und 
Einnahmen zugunsten von Mehrbeschäftigung und qualitativem 
Wachstum ist unterblieben. Positive Effekte waren dadurch zu 
verzeichnen, daß die Ausgaben- und Einnahmepolitik trans- 
parenter geworden ist. Dies hat auch die Ausgabendisziplin 
erhöht. Notwendig erscheint jedoch eine vorgeschaltete, nach 
sachlichen und zeitlichen Prioritäten geordnete politische Aufga- 
benplanung, z. B. zugunsten von mehr Umweltschutzaktivitäten 
und zum weiteren Ausbau beschäftigungs- und wachstumsför- 
demder wirtschaftsnaher Infrastruktur. 

Zu 4. 

Nach § 10 StWG sind für einen Fünf jahreszeitraum Investitions- 
programme von Bund, Ländern und Gemeinden aufzustellen. Sie 
haben die einzelnen Vorhaben nach Dringlichkeit und Planungs- 
reife zu ordnen. Investitionsvorhaben sollen so bei stärkeren 
Nachfrageschwankungen zeitlich vorgezogen bzw. verschoben 
werden. 

Bisher werden jedoch nur sehr pauschale Investitionspläne ver- 
öffentlicht, bei denen die einzelnen Vorhaben für mögliche Even- 
tualhaushalte nicht erkennbar sind. Schubladenprogramme mit 
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vordringlich wirksamen Investitionsvorhaben sind im Eventualfall 
nicht Vorhemden; sie müssen erst mühsam mit großem Zeitauf- 
wand erarbeitet werden. Dabei besteht auch zusätzlich die 
Gefahr, daß Mitnahmen und finanzielle Umschichtungen ohnehin 
beabsichtigter Vorhaben oder sogenannte Ladenhüter im öffent- 
lichen Investitionsprogramm untergebracht werden. Die Vor- 
schrift muß vor allem in der Praxis besser als bisher exekutiert 
werden. 

Letztlich hat sich der Grundgedanke von Eventualhaushalten 
nicht bewährt. Angesichts der auch in Zukunft zu erwartenden 
bürokratischen Schwierigkeiten ist es sehr viel sinnvoller, das 
staatliche Ausgabengebaren auch im Investitionsbereich zu ver- 
stetigen. Hierdurch wird auch sichergestellt, daß nicht unter kon- 
junkturpolitischen Vorzeichen Prioritäten verschoben werden. 
Darüber hinaus hat die Erfahrung der letzten Jahrzehnte gezeigt, 
daß es ohnehin nur wenige Branchen sind, auf die Konjunkturpro- 
gramme zielen. Diese können aber erst recht mit der hierdurch 
bedingten Stopp- und Go-Politik nicht fertig werden. Auch sie 
haben einen Anspruch auf eine Verstetigung ihrer Tätigkeit. 

Zu 5. 

Die Haushaltspolitik von Bund, Ländern und Gemeinden hat in 
den letzten Jahren prozyklisch und damit krisenverschärfend 
gewirkt. Sie war weder antizyklisch noch hat sie sich am Grund- 
satz gesamtwirtschaftlicher Verstetigung orientiert, sondern allzu 
einseitig an der konjunkturabhängigen Einnahmeentwicklung 
ausgerichtet. Darunter hat vor allem die Bauwirtschaft gelitten, 
die trotz eines großen Baubedarfs in den von Arbeitslosigkeit und 
damit Wirtschaftsschwäche besonders betroffenen Kommunen 
ständig ihre personellen und sachlichen Kapazitäten abbauen 
mußte. 

Das große Gewicht der öffentlichen Haushalte auf allen staat- 
lichen Ebenen beeinflußt in jedem Fall positiv oder negativ den 
Wirtschaftsablauf. Entsprechend können die öffentlichen Haus- 
halte einen wirksamen Beitrag zur Verstetigung des Wirtschafts- 
ablaufs leisten, wenn sie ihre Ausgabengestaltung in der Regel 
am mittelfristigen Potential orientieren. 

Zu 6. 

Subventionen sollen grundsätzlich nur noch zeitlich befristet 
gewährt werden. Durch eine Umkehr der Beweislast — der Begün- 
stigte hat den Nachweis für die Notwendigkeit einer Neubewilli- 
gung zu erbringen und nicht mehr der Leistende für die Berech- 
tigung ihres Auslaufens - müssen Subventionen im politischen 
Entscheidungsprozeß immer wieder neu Mehrheiten finden. 
Künftig sollen alle Bundesländer wie der Bund regelmäßig einen 
Subventionsbericht vorlegen. 

Darüber hinaus sollte durch diese Novellierung des StWG eine 
Expertenkommission installiert werden. Ihre Aufgabe ist es, die 
Subventionsberichte einer kritischen Analyse zu unterziehen und 
Vorschläge für den Subventionsabbau zu unterbreiten. Die Exper- 
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tenkommission sollte unabhängig arbeiten. Durch Offenlegung 
und Befristung würde der Druck zum Abbau von Subventionen 
nachhaltig verschärft. 

Zu 7. 

Die Gemeinden sind stärker in die Globalsteuerung einzube- 
ziehen. Grundsätzlich sollte erreicht werden, daß die Gemeinden 
zur mittelfristigen Verstetigung des Wirtschaftsablaufs beitragen 
und vom bisher üblichen Rahmen einnahmeorientierten Verhal- 
tens bei zyklischen Schwankungen bewußt abweichen. Dies 
schließt nicht aus, daß zur Überwindung einer Periode der Nach- 
frageschwäche und zur Stärkung des mittelfristigen Wachstums- 
trends zusätzliche Investitionsprogramme unter Beteiligung der 
Gemeinden durchgeführt werden, wie es in der Vergangenheit 
mit Erfolg geschehen ist. Eine solche Mitverantwortung für die 
gesamtwirtschaftliche Konjunkturentwicklung macht eine 
Neuordnung und Verbesserung der Gemeindefinanzierung not- 
wendig. 

Will man eine Verstetigung des Investitionsgebarens der Kommu- 
nen, ist es notwendig, den Kommunen eine im großen und ganzen 
konjunkturunabhängige Finanzgrundlage zu verschaffen, die 
gleichzeitig die notwendige Autonomie der Kommunen gewähr- 
leistet. 

Der Finanzlage der von der Arbeitslosigkeit besonders betroffe- 
nen Städte und Gemeinden muß Rechnung getragen werden. 
Kommunen mit besonders hoher Arbeitslosigkeit werden durch 
ein sinkendes Aufkommen an Lohnsteuer bei gleichzeitig anstei- 
genden Sozialhilfeausgaben doppelt betroffen. Deshalb sind die 
Zuweisungen der Länder stärker an der finanziellen und öko- 
nomischen Lage der einzelnen Gemeinden auszurichten. 


Zu 8. 

Konzertierung der Wirtschaftspolitik und gleichgerichtetes Ver- 
halten der gesellschaftlichen Gruppen sind unerläßlich, um das 
Ziel einer parallelen Verstetigung der Nachfrageentwicklung bei 
hoher Kapazitätsauslastung zu erreichen. Insbesondere sollten 
sich die Geldpolitik der Deutschen Bundesbank und die einkom- 
menspolitischen Entscheidungen daran ausrichten, was gesamt- 
wirtschaftlich verträglich, aber auch geboten ist. Dazu stellt ein 
abgestimmter prognostischer Orientiemngsrahmen, der alle wirt- 
schaftspolitisch relevanten Eckdaten enthält, eine wesentliche 
Voraussetzung dar. 

Die Konzertierte Aktion ist das geeignete Mittel, die erforderliche 
Verhaltensabstimmung auf freiwilliger Basis herbeizuführen. 
Dabei müssen aus den bisherigen Erfahrungen hinsichtlich der 
Begrenzung der Teilnehmerzahl und für Beschränkung auf die 
maßgeblichen Entscheidungsträger, die Träger der Globalpolitik 
und der gesellschaftlichen Gruppen die notwendigen Konsequen- 
zen gezogen werden. 
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Zu 9. 

Der von der Fraktion der SPD seit Jahren geforderte Bericht über 
die Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt ist von der Bundesregie- 
rung und den sie tragenden Parteien abgelehnt worden. Einer 
Aufforderung des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung, mit 
den Stimmen von CDU/CSU, FDP und SPD, die Probleme der 
Arbeitslosigkeit im jeweiligen Jahr es wirtschaftsbericht angemes- 
sen zu berücksichtigen, ist die Bundesregierung nicht nach- 
gekommen. 

Eine detaillierte jährliche Arbeitsmarktanalyse ist ein unverzicht- 
bares Hilfsmittel der Wirtschaftspolitik. 

Gerade die zeitgleiche Vorlage von Jahreswirtschaftsbericht und 
Jahresarbeitsmarktbericht verstärkt das politische Gewicht des 
Beschäftigungsziels innerhalb der gesamtwirtschaftlichen Ziel- 
projektion. 

Dagegen sollte der Jahresumweltbericht zeitlich deutlich ab- 
gesetzt veröffentlicht werden, um die übergeordnete Bedeutung 
des Schutzes der natürlichen Lebensgrundlagen zu unterstrei- 
chen. 

Der Jahresumweltbericht legt die Maßnahmen dar, die für das 
laufende Jahr zur Erreichung der um weltpolitischen Standards 
geplant sind. Die Jahresprojektion bedient sich dabei der Form 
von Umweltindikatoren und einer Umweltbüanz. 
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